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Rechtsanwalt
Peter Horrig, Fachanwalt für Arbeitsrecht 

Ihr Ansprechpartner in arbeitsrechtlichen Fragen

1 Umkleide- und Waschzeiten als Arbeitszeit?
In einem Fall aus der Praxis stritten sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer über die Verpflichtung zur Vergütung von 
Umkleide- und Waschzeiten. Der für das Arbeitsverhältnis gültige Tarifvertrag schreibt vor, dass die Dienstkleidung 
nur  im  Dienst  getragen  werden  darf.  Daneben  besteht  bei  dem Unternehmen eine  Betriebsvereinbarung,  die 
vorschreibt,  dass die zur Verfügung gestellte Arbeitskleidung während der Arbeitszeit  zu tragen und die private  
Nutzung zu unterlassen ist. Die mit dem Firmenlogo versehene Arbeitskleidung wird vom Unternehmen im Betrieb  
zur Verfügung gestellt und dort auch gewaschen.

Der  Arbeitnehmer  ist  der  Ansicht,  das  An-  und  Ablegen  der  Dienstkleidung  gehört  zur  vergütungspflichtigen 
Arbeitszeit.  Nach seinen Angaben beträgt  die  Umkleidezeit  vor  und nach der  Arbeit  jeweils  fünf  Minuten.  Bei 
Arbeitsende wird der Umkleidevorgang durch das Duschen unterbrochen, weshalb am Arbeitsende insgesamt 15 
Minuten anzusetzen sind.

Die Richter des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf haben darauf hingewiesen, dass zwischen den Umkleidezeiten 
und den Zeiten zum Duschen zu differenzieren ist. Zu den Umkleidezeiten liegt gesicherte Rechtsprechung des 
Bundesarbeitsgerichts vor. Diese sind zu vergüten, wenn das Umziehen fremdnützig im Interesse des Arbeitgebers  
erfolgt.  Dies  setzt  voraus,  dass  die  Dienstkleidung  während  der  Arbeitszeit  aufgrund  einer  Weisung  des 
Arbeitgebers  zu  tragen  und  die  private  Nutzung  ausgeschlossen  ist.  Zur  Frage  von  Waschzeiten  liegt  keine 
gesicherte  höchstrichterliche  Rechtsprechung  vor.  Maßgeblich  kann  sein,  ob  das  Duschen  fremdnützig  ist. 
Möglicherweise zu vergüten sind Waschzeiten, die hygienisch zwingend notwendig sind.

Vor diesem Hintergrund haben sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer verständigt, die Umkleidezeiten (je 5 Minuten zu  
Arbeitsbeginn und Arbeitsende) zu vergüten, nicht hingegen die Zeit für das Duschen (10 Minuten am Arbeitsende).  
Dieser Vergleich wurde von beiden Seiten nicht widerrufen und hat somit Bestand.

2 Fehlender Kinderbetreuungsplatz – kein Schadensersatz für Verdienstausfall
Nach dem Gesetz hat ein Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres 
Anspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in einer Kindertagespflege.

In  einem  vom  Oberlandesgericht  Dresden  (OLG)  am  26.8.2015  entschiedenen  Fall  verlangte  eine  Mutter 
Schadensersatz, da sie ihre Berufstätigkeit nicht wie geplant wieder aufnehmen konnte, da ihrem 2013 geborenen 
Sohn kein Platz in einer Kindertageseinrichtung zur Verfügung stand.

Die Richter des OLG sprachen der Mutter keinen Anspruch auf Schadensersatz zu. Zwar hat die Stadtverwaltung  
die ihr obliegende Amtspflicht, dem Kind einen Platz in einer Kindertagesstätte zu verschaffen, verletzt. Die Mutter 
ist jedoch nicht geschützte Dritte dieser Amtspflicht und ihr steht kein eigener Anspruch auf Verschaffung eines 
Kindertagesstättenplatzes  für  ihr  Kind  zu.  Der  Wortlaut  der  gesetzlichen Bestimmung ist  eindeutig.  Nach dem 
unmissverständlichen Wortlaut der Vorschrift wird ausdrücklich und allein das Kind als Berechtigter genannt.

Rechtsanwalt
Evgenij V. Usarov

Ihr Ansprechpartner in verkehrsunfallrechtlichen Fragen

3 Schäden durch Mäharbeiten können unabwendbar sein
Schleudert das Mähwerk eines Traktors bei Mäharbeiten an einer Bundesstraße ein Holzstück auf die Fahrbahn,  
durch das ein vorbeifahrendes Fahrzeug beschädigt wird, kann dies ein unabwendbares Ereignis sein, für das dem 
Fahrzeugeigentümer kein Schadensersatzanspruch zusteht. Das hat das Oberlandesgericht Hamm in seinem Urteil  
am 3.7.2015 entschieden.



Im entschiedenen Fall befuhr eine Fahrerin mit einem Pkw eine Bundesstraße. An dem Straßenabschnitt führte ein 
Mitarbeiter des Landesbetriebes Straßenbau Mäharbeiten durch. Zum Einsatz kam ein Traktor mit Mähausleger,  
Schlegelmähkopf  und  Kettenschutz.  Nach  der  Darstellung  des  Fahrzeughalters  schleuderte  das  Mähwerk  ein 
Holzstück auf die Fahrbahn, durch welches sein vorbeifahrendes Fahrzeug an der linken Seite einen für ca. 680 € 
instand  zu  setzenden  Schaden  erlitt  und  forderte  Schadensersatz.  Diesen  hat  das  Oberlandesgericht  Hamm 
abgelehnt,  weil  das infrage stehende Unfallgeschehen – wenn es sich so ereignet  hat,  wie vorgetragen – ein 
unabwendbares Ereignis ist, für welches das Land nicht haftet.

Bei Mäharbeiten an einer Straße hat der zuständige Baulastträger zum Schutz der Verkehrsteilnehmer diejenigen 
Sicherungsmaßnahmen zu ergreifen, die mit vertretbarem Aufwand zu einem verbesserten Schutz führen. Beim 
Einsatz  von  Mähgeräten,  die  selbst  über  Sicherheitseinrichtungen  verfügten,  nach  denen  ein  Schadenseintritt  
unwahrscheinlich  ist,  fordert  die  Rechtsprechung  grundsätzlich  keine  weitergehenden  Sicherungsmaßnahmen, 
wenn umfangreiche Mäharbeiten auszuführen sind.

Rechtsanwalt
Alexander L.K. Freiherr v. Malsen-Waldkirch, Fachanwalt für Strafrecht

Ihr Ansprechpartner in schmerzensrechtlichen Fragen

4 Schmerzensgeld für ausrutschenden Mieter
In einem vom Oberlandesgericht Düsseldorf am 7.11.2014 entschiedenen Fall wurde in einem Mietshaus der Keller  
und das Treppenhaus feucht gewischt. Ein Mieter ging in den Keller und rutschte dort auf dem feuchten Fußboden 
aus. Er sah darin eine Verletzung der Verkehrssicherungspflicht und forderte vom Vermieter Schadensersatz und 
Schmerzensgeld.

Die Richter verneinten diesen Anspruch, da ein Mieter immer mit einer Befeuchtung des Bodens rechnen muss.  
Sowohl  mit  einer  planmäßigen  Befeuchtung  des  Bodens  durch  Reinigungsmaßnahmen  als  mit  einer 
unplanmäßigen durch andere Nutzer (z. B. nasse Schuhe, abtropfende Regenschirme) hat ein Mieter zu rechnen.  
Darauf muss er sich einstellen und auf etwaige Gefahrenquellen achten. Er kann nicht darauf vertrauen, dass der  
Boden nach jedem Wischvorgang sofort getrocknet oder eine nasse Fläche mit einem Warnschild versehen wird.

Rechtsanwältin
Nuran Yılmaz

Ihre Ansprechpartnerin in vertragsrechtlichen Fragen

5 Widerrufsrecht bei Heizölbestellung
Ein Widerrufsrecht  besteht,  soweit  nicht  ein anderes bestimmt ist,  u.  a.  nicht  bei  Fernabsatzverträgen, die die 
Lieferung von Waren oder die Erbringung von Finanzdienstleistungen zum Gegenstand haben, deren Preis auf dem 
Finanzmarkt  Schwankungen  unterliegt,  auf  die  der  Unternehmer  keinen  Einfluss  hat  und  die  innerhalb  der 
Widerrufsfrist  auftreten  können.  Dies  betrifft  insbesondere  Dienstleistungen im Zusammenhang mit  Aktien  und 
Anteilsscheinen,  die  von  einer  Kapitalanlagegesellschaft  oder  einer  ausländischen  Investmentgesellschaft 
ausgegeben werden.

Der Bundesgerichtshof hatte zu entscheiden, ob dies auch für Heizölbestellungen zutrifft. Er kam in seinem Urteil  
vom 17.6.2015 zu dem Entschluss, dass bei den o. g. Verträgen der spekulative Charakter den Kern des Geschäfts 
ausmacht. Einen solchen spekulativen Kern weist der Ankauf von Heizöl durch den Verbraucher jedoch nicht auf. 
Das Geschäft dient dem Verbraucher nicht dazu, durch Weiterveräußerung einen finanziellen Gewinn zu erzielen,  
sondern richtet sich typischerweise auf Eigenversorgung durch Endverbrauch der Ware.

Anmerkung: Wichtig ist, dass das Heizöl sich noch nicht im Tank des Bestellers befindet und die Bestellung über 
Fernkommunikationsmittel (Telefon, Fax, E-Mail) erfolgt ist.



Rechtsanwältin
Malice Seferi, Fachanwältin für Familienrecht 
 

Ihre Ansprechpartnerin in familien- und sozialrechtlichen Fragen

6 Mithaftung des Ehegatten für Zins- und Tilgungszahlungen des anderen Ehepartners
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs kann ein Ausgleichsanspruch des Darlehensnehmers gegen 
den anderen Ehegatten auch dann bestehen, wenn die Ehegatten nicht Gesamtschuldner eines Darlehens sind, 
sondern ein Ehegatte im Interesse auch des anderen ein Darlehen aufgenommen hat.

Die Ausgleichsverpflichtung ergibt sich dann aus einer entsprechenden konkludenten Vereinbarung der Ehegatten 
über  die  Gestaltung  des  Innenausgleichs.  Wenn  ein  Mitglied  einer  Bruchteilsgemeinschaft  Aufwendungen  zur 
Finanzierung  des  gemeinschaftlichen  Gegenstandes  gemacht  hat,  entspricht  es  im  Zweifel  dem  Willen  der 
Beteiligten, dass der Vorleistende einen anteiligen Erstattungsanspruch gegen die übrigen Teilhaber hat.

So haften die Ehegatten auch in diesem Fall im Innenverhältnis grundsätzlich zu gleichen Anteilen, wenn sich nicht  
aus Gesetz, einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Vereinbarung, Inhalt und Zweck des Rechtsverhältnisses 
oder aus der besonderen Gestaltung des tatsächlichen Geschehens etwas anderes ergibt.

Anmerkung:  Während  intakter  Ehe  kann  die  grundsätzlich  hälftige  Beteiligung  der  Miteigentümer  an  den 
Belastungen von der ehelichen Lebensgemeinschaft in der Weise überlagert werden, dass sich im Innenverhältnis 
zwischen den Ehegatten eine andere Aufteilung ergibt. Mit dem Scheitern der Ehe entfällt in der Regel der Grund 
für  eine  von  der  hälftigen  Ausgleichsregel  abweichende  Gestaltung.  Denn  nach  Aufhebung  der  ehelichen 
Lebensgemeinschaft  besteht  für  einen  Ehegatten  im  Zweifel  kein  Anlass  mehr,  dem  anderen  eine  weitere 
Vermögensmehrung zukommen zu lassen.

Das bedeutet indessen noch nicht, dass damit ohne Weiteres wieder eine hälftige Ausgleichsregelung zum Tragen 
kommt.  Es  ist  vielmehr  danach  zu  fragen,  ob  an  die  Stelle  derjenigen  Rechtsbeziehungen,  die  durch  die  
Besonderheiten  der  ehelichen  Lebensgemeinschaft  geprägt  waren,  eine  andere  rechtliche  oder  tatsächliche 
Ausgestaltung der Verhältnisse tritt, die in ähnlicher Weise wie zuvor Einfluss auf das Ausgleichsverhältnis nehmen 
kann.  Denkbar  sind  nämlich  auch  andere  Umstände,  die  als  anderweitige  Bestimmung  einem  hälftigen 
Ausgleichsanspruch eines Ehegatten nach einem Scheitern der Ehe entgegenstehen können.

7 „Spätehenklausel“ – Diskriminierung wegen des Alters
Das Bundesarbeitsgericht hatte zu entscheiden, ob eine verwendete sog. „Spätehenklausel“ eine Diskriminierung 
wegen des Alters darstellt. In dem Fall aus der Praxis verlangte die Witwe eines im April 1947 geborenen und im 
Dezember  2010  verstorbenen  ehemaligen  Mitarbeiters  eines  Unternehmens  Witwenrente.  Ihrem verstorbenen 
Mann  waren  Leistungen  der  betrieblichen  Altersversorgung  einschließlich  einer  Witwenversorgung  zugesagt 
worden.

Die maßgebliche Pensionsregelung enthält  eine „Spätehenklausel“,  nach der zusätzliche Voraussetzung für die 
Zahlung der  Witwen-/Witwerrente ist,  dass  der  versorgungsberechtigte  Mitarbeiter  die  Ehe vor  der  Vollendung 
seines 60. Lebensjahres geschlossen hat. Diese Voraussetzung erfüllte der verstorbene Ehemann nicht. Die Ehe 
war erst am 8.8.2008 geschlossen worden. Das Unternehmen weigerte sich aus diesem Grund, an die Witwe eine 
Rente zu zahlen.

Nach  Auffassung  des  Bundesarbeitsgerichts  ist  die  „Spätehenklausel“  gemäß  des  Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetzes  (AGG)  unwirksam.  Der  verstorbene  Ehemann  wurde  durch  die  „Spätehenklausel“  
unmittelbar wegen des Alters benachteiligt. Das AGG lässt jedoch bei den betrieblichen Systemen der sozialen 
Sicherheit Unterscheidungen nach dem Alter unter erleichterten Voraussetzungen zu.

Sie  erfasst,  soweit  es  um Altersgrenzen  als  Voraussetzung  für  den  Bezug  von  Leistungen  der  betrieblichen 
Altersversorgung geht,  nur  die  Alters-  und Invaliditätsversorgung und nicht  die  Hinterbliebenenversorgung und 
damit  auch  nicht  die  Witwen-/Witwerversorgung.  Die  „Spätehenklausel“  führt  zu  einer  übermäßigen 
Beeinträchtigung der legitimen Interessen der versorgungsberechtigten Arbeitnehmer.



Rechtsanwalt
Bercan Vekiloglu

Ihr Ansprechpartner in reiserechtlichen Fragen

8 Flugverspätung aufgrund außergewöhnlichen Umstandes
Nach  der  Fluggastrechteverordnung  (FluggastrechteVO)  haben  Reisende  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
Anspruch  auf  Ausgleichszahlung  gegenüber  dem  Luftfahrtunternehmen,  wenn  sich  der  Flug  verspätet  oder 
annulliert wird.

• 250 € bei allen Flügen über eine Entfernung von 1500 km oder weniger,
• 400 € bei allen innergemeinschaftlichen Flügen über eine Entfernung von mehr als 1500 km und bei allen 

anderen Flügen über eine Entfernung zwischen 1500 km und 3500 km,
• 600 € bei allen nicht unter die o. g. Punkte fallenden Flügen.

Das Luftfahrtunternehmen ist jedoch nicht verpflichtet, Ausgleichszahlungen zu leisten, wenn es nachweisen kann,  
dass die Annullierung auf außergewöhnliche Umstände zurückgeht, die sich auch dann nicht hätten vermeiden 
lassen, wenn alle zumutbaren Maßnahmen ergriffen worden wären.

Eine große Verspätung geht auf außergewöhnliche Umstände zurück und befreit damit von der Verpflichtung zu 
einer Ausgleichsleistung, wenn sie durch dem Luftverkehrsunternehmen in der gegebenen Situation (hier: nach 
Startabbruch infolge Vogelschlags) mögliche und zumutbare Maßnahmen nicht vermieden werden konnte.

Das Luftverkehrsunternehmen muss Art, Umfang und zeitlichen Ablauf der konkreten Maßnahmen darlegen, die es 
nach dem Eintritt des Ereignisses getroffen hat, um den Flug so bald wie möglich durchzuführen.

Die FluggastrechteVO begründet jedoch keine Verpflichtung der Luftverkehrsunternehmen, ohne konkreten Anlass 
Vorkehrungen  wie  etwa  das  Vorhalten  von  Ersatzflugzeugen  zu  treffen,  um  den  Folgen  außergewöhnlicher 
Umstände begegnen zu können.

Basiszinssatz
nach § 247 Abs. 1 BGB
maßgeblich für die  
Berechnung von Verzugszinsen

Seit 1.1.2015 = 0,83% | 1.7.2014 – 31.12.2014 = 0,73 % | 
1.1.2014 – 30.06.2014 = 0,63 % 

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php

Verzugszinssatz ab         
1.1.2002:
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern : Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern : Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte

Verbraucherpreisindex
(2005 = 100) 2015:    August = 107,2; Juli = 107,2; Juni = 107,0; Mai = 107,1; April = 107,00; 

             März = 107,0; Februar = 106,5; Januar = 105,5

2014:    November = 106,7; Oktober = 106,7; September = 107,0; August = 107,0; 
             Juli = 107,0; Juni = 106,7; Mai = 106,4; April = 106,5; März = 106,7; 
             Februar = 106,4; Januar = 105,9
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 
http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex - Originalwerte

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur
Verfügung.


